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Nachrichtlich:
Frau Heidi Reeg
Ueberauer Straße 24
64354 Reinheim

Petition Nr. 3353/19 betreffend Belastung der Anwohner durch den Lkw-
Durchgangsverkehr auf der B 426 im Zuge der Ortsdurchfahrt Reinheim
Beschluss des Hessischen Landtages vom 27.09.2017- Drucksache 1915224

Sehr geehrter Herr Weis,

der Hessische Landtag hat in seiner 116. Plenarsitzung am27.09.2017 beschlossen,
die von lhnen am 07.03.2017 beim Petitionsausschuss des Hessischen Landtags
eingegangene Petition der Landesregierung mit der Bitte zu überweisen, Sie mit be-
sonderer Maßgabe über die Sach- und Rechtslage zu unterrichten. Dieser Bitte
komme ich hiermit als Vertreter des zuständigen Fachministeriums gerne nach.

ln lhrer Petition haben Sie als Vertreter der !nitiative Reinheim ohne L]«V-
Durchgangsverkehr den Petitionsausschuss ersucht, die Umsetzung von Maßnah-
men, welche insbesondere die Belastungen durch Lärm in der Ortsdurchfahrt von
Reinheim (B 426) reduzieren sollen, zu prüfen. Die von der lnitiative geforderten

Maßnahmen sind:
1. Umleitung des Lkw-Durchgangsverkehrs der B 426 über die B 38 und die

B 26 zur B 45,
2. Anordnung eines Durchfahrverbots für Lkw mit Ausnahme des Lieferverkehrs,
3. Anordnung eines Nachtfahrverbots für Lkw zwischen 22:00 Uhr und 8:00 Uhr,

4. sofortige Anordnung von Tempo 30 km/h für Lkw.

Unter Einbindung des Regierungspräsidiums Darmstadt und Hessen Mobil - Stra-
ßen- und Verkehrsmanagement sind lhre Forderungen geprüft worden.
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Nach dem Ergebnis dieser Prüfung kommt aus rechtlichen Gründen allein die Anord-
nung einer ganztägigen Geschwindigkeitsbeschränkung für Pkw und Lkw auf der
B 426 in der Ortsdurchfahrt von Reinheim in Betracht

Hiervon ausgehend werde ich das Regierungspräsidium Darmstadt bitten, darauf
hinzuwirken, dass der Landrat des Landkreises Darmstadt-Dieburg unter sachge-
rechter Ermessensausübung die vorgenannte Anordnung zeitnah erlässt.

lm Einzelnen:

Nach dem Bundesfernstraßengesetz bilden Bundesfernstraßen ein zusammen-
hängendes Verkehrsnetz, welches dem weiträumigen Verkehr dient. Die Beschrän-

kung einer Verkehrsart, wie beispielsweise ein Lkw-Durchfahrtverbot, kann nur in
begründeten Ausnahmefällen und im Einklang mit der Straßenverkehrs-Ordnung
(StVO) angeordnet werden. Danach können Verkehrsbeschränkungen in Betracht
gezogen werden, wenn aufgrund der besonderen örtlichen Verhältnisse eine Gefah-
renlage im Sinne von § 45 SIVO besteht, die das allgemeine Risiko einer Beeinträch-
tigung des Rechtsguts, zu dessen Schutz eine Anordnung ergangen ist oder ergehen

soll (2. B. aus Lärmschutzgründen), erheblich übersteigt.

Die Anordnung einer Verkehrsbeschränkung aus Lärmschutzgründen ist nach den
Richtlinien für straßenverkehrsrechtliche Maßnahmen zum Schutz der Bevölkerung

vor Lärm (Lärmschutz-Richtlinien-StV) möglich, wenn der berechnete Beurteilungs-
pegel (70 dB(A) tags / 60 dB(A) nachts für reine und allgemeine Wohngebiete bzw.

72 dB(A) tags / 62 dB(A) nachts für Kern-, Dorf- und Mischgebiete) überschritten
wird. Die Beurteilungspegel werden dabei stets berechnet und nicht gemessen, da

eine Messung immer von den jeweils gerade vorherrschenden Randbedingungen
abhängt (beispielsweise Witterungseinflüsse, Hintergrundgeräusche oder schwer
erfassbare - auch längerfristige - zeitliche Schwankungen der Verkehrsstärke) und

demzufolge immer nur Momentaufnahmen an einzelnen Messorten zulässt. Maßge-
bend für die Berechnung des Beurteilungspegels sind die Richtlinien für den Lärm-
schutz an Straßen (RLS-90).

Nach der von Hessen Mobil aktuell durchgeführten Lärmberechnung unter Zugrunde-
legung der im Herbst 2016 erhobenen Verkehrszahlen werden die genannten Richt-
werte an acht lmmissionsorten am Tag und an 48 lmmissionsorten in der Nacht in

der Ortsdurchfahrt von Reinheim (insbesondere Darmstädter Straße und Ueberauer
Straße) überschritten. Verkehrsbehördliche Maßnahmen aus Lärmschutzgründen
können daher in diesen Abschnitten in Betracht gezogen werden, sofern die Verhält-
nismäßigkeit gewahrt wird. ln dem Abschnitt ,,Bahnhofstraße" (B 426) liegen keine
Überschreitungen der Richtwerte (weder am Tage noch in der Nacht) vor.

lm Rahmen des Auswahlermessens sind verschiedene Maßnahmen in den Blick zu

nehmen. ln Betracht kommen verkehrslenkende Maßnahmen (2. B. Anderung der
Wegweisung) bis hin zu verkehrsbeschränkenden Maßnahmen (Geschwindigkeits-

beschränkungen) oder Fahrverbote (etwa Lkw-Durchfahrtverbote). Dabei ist die
Maßnahme zu wählen, die gleich geeignet, aber weniger belastend ist und nicht au-
ßer Verhältnis zum verfolgten Zweck steht.

lm Rahmen der verkehrsbehördlichen Ermessensentscheidung sind nicht nur die
Belange der Anwohnerinnen und Anwohner, sondern auch die schutzwürdigen Inte-
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ressen der Verkehrsteilnehmer (einschließlich der am Straßenverkehr teilnehmenden
Handwerksbetriebe und Speditionsunternehmen) sachgerecht zu berücksichtigen.

Zur Bewertung der Verhältnismäßigkeit der jeweiligen Maßnahme sind im Rahmen

der schalltechnischen Untersuchung verschiedene Szenarien berechnet worden
(1. Lkw-Durchfahrtverbot, 2. ganztägig Tempo 30 für Pkw und Lkw, 3. Tempo 30 für
Lkw in Kombination mit einem Lkw-Durchfahrtverbot in der Nacht, 4. Tempo 30 für
Pkw und Lkw in der Nacht).

Die Lärmberechnung zeigt, dass in Reinheim hauptsächlich der Pkw-Verkehr für die
hohen Mittelungspegel verantwortlich ist. Selbst bei einem Lkw-Durchfahrtverbot
würden die Richtwerte noch an einem tmmissionsort am Tag und an 27 tmmission-
sorten in der Nacht überschritten werden. Bei einer potenziellen Geschwindigkeitsbe-
schränkung auf 30 km/h für Pkw und Lkw werden die Richtwerte dagegen an keinem

Immissionsort am Tag und nur an zehn lmmissionsorten in der Nacht überschritten.
Die Annahme von Tempo 30 für Lkw zusammen mit einem Lkw-Durchfahrtverbot
führt im Vergleich zu einer ganäägigen Geschwindigkeitsbeschränkung zu keinen
Verbesserungen (Richtwertüberschreitungen an zwei lmmissionsorten am Tage und

an neun lmmissionsorten in der Nacht).

Hiervon ausgehend stellen eine ganäägige Geschwindigkeitsbeschränkung auf
Tempo 30 und ein Lkw-Durchfahrfuerbot in der Nacht in Kombination mit einer ganz-

tägigen Geschwindigkeitsbeschränkung auf Tempo 30 für Lkw gleichgeeignete Maß-
nahmen dar. Mit dem Lkw-Durchfahrtuerbot sind allerdings deutlich größere Eingriffe
in die Rechte anderer verbunden als bei einer ganäägigen Geschwindig-
keitsbeschränkung.für Pkw und Lkw. So würde eine mögliche Umleitung über die
B 38, B 26 und die B 45 zu einem über 15 Kilometer langen Umweg führen, was ins-

besondere für die betroffenen Wirtschaftsbetriebe (einschließlich Speditionsunter-
nehmen) zu enormen Mehrkosten im Jahr führen würde. Neben der Frage einer ge-

eigneten Umleitungsstrecke ist nach Ziffer 3.4 der Lärmschutz-Richtlinien-StV des
Bundes im Rahmen dieser Verhältnismäßigkeitsüberlegungen auch die Verkehrs-
funktion der betroffenen Straße zu berücksichtigen. Bei der B 426 handelt es sich um

eine Bundesstraße, die nach Wertung des Bundesgesetzgebers dem weiträumigen
Verkehr zu dienen bestimmt ist. Da aufgrund eines relativ geringen Schwerverkehrs-
anteils von 3,0% am Tag und 4,Oo/o in der Nacht (ohne Anliegerverkehr) nach den
Lärmberechnungen die Richtwerte trotz eines theoretischen Durchfahrfuerbots für
den Schwerverkehr an einem lmmissionsort am Tag und an 27 lmmissionsorten in

der Nacht überschritten wären, würde die gesetzlich herausgehobene Verkehrsfunk-
tion insoweit dieser Maßnahme entgegenstehen.

Gegenüber einem Lkw-Durchfahrtverbot ist die Anordnung einer ganztägigen Ge-
schwindigkeitsbeschränkung auf 30 km/h für Lkw und Pkw insoweit als das mildere
und angemessenere Mittel einzustufen. Die Lärmrichtwerte werden bei einem Groß-
teil der betroffenen Häuser eingehalten und es kommt zu einer in den Lärmschutz-
Richtlinien-StV geforderten Pegelminderung von 3 dB(A). Geringfügige Überschrei-
tungen der Richtwerte liegen nur noch an einzelnen Häusern der lichtzeichengeregel-
ten Knotenpunkte (Darmstädter Straße / Hahner Straße bzw. Ueberauer Straße /
Kirchstraße) und im Verlauf der Ueberauer Straße vor. Diesbezüglich kommt ein wei-
terer Ausgleich über passive Lärmschutzmaßnahmen im Rahmen der Lärmsanierung
durch Bundesmittel in Betracht. Die betroffenen Grundstückseigentümer können
hierzu einen Antrag bei Hessen Mobil stellen.
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Da die Lärmminderungswirkungen bei einer ganztägigen Geschwindigkeits-
beschränkung für Pkw und Lkw nahezu gleich sind wie bei dem von lhnen geforder-
ten Durchfahrtverbot für den Schwerverkehr in Kombination mit einer ganztägigen

Geschwindigkeitsbeschränkung für Lkw, aber mit deutlich geringeren Belastungen
verbunden ist, kommt allein die Anordnung einer ganztägigen Geschwindigkeitsbe-
schränkung auf 30 km/h für Lkw und Pkw unter Ausschöpfung der bestehenden
rechtlichen Spielräume in Betracht.

Weitergehende verkehrsrechtliche Maßnahmen lassen sich aufgrund des unauffälli-
gen Unfallgeschehens in den vergangenen Jahren auch nicht auf Verkehrssicher-
heitsgründe stützen.

Langfristig lassen sich die durch die B 426 hervorgerufenen Lärmbelastungen in

Reinheim nur durch eine Umgehungsstraße verringern. Eine Ortsumgehung Rein-

heim im Zuge der B 426 wurde in dem im Dezember 2016 vom Deutschen Bundes-

tag verabschiedeten Bedarfsplan für die Bundesfernstraßen als ,,Weiterer Bedarf"
eingestuft.

lch bitte deshalb um Verständnis, dass lhrem Anliegen auf Basis des geltenden

Rechts nur in Teilen entsprochen werden kann.

Mit freundlichen Grüßen

Leiter der Abteilung Straßen und Verkehrswesen
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